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B e r i c h t

Der Ausschuss für Finanzen hat den Einzelplan 03 – Ministerium des Inneren, für 
Digitalisierung und Kommunen des Staatshaushaltsplans für das Haushaltsjahr 
2022 in seiner 7. Sitzung am 19. November 2021 beraten.

In die Beratung einbezogen wurde auch die Mitteilung des Ministeriums für Fi-
nanzen vom 10. November 2021 betr. Beschäftigungsbedingungen, Bezüge, Do-
tationen und Ausstattung der vom Land Baden-Württemberg aufgrund außertarif-
licher Sonderverträge Beschäftigten – Drucksache 17/1003, soweit sie den Einzel-
plan 03 berührt.

Die zu dieser Einzelplanberatung schriftlich eingebrachten Änderungsanträge 03/1 
bis 03/7, 03/10, 03/11, 03/13, 03/14, 03/16 bis 03/43 sowie Entschließungsanträge 
03/8, 03/9, 03/12 und 03/15 sind diesem Bericht beigefügt (siehe Anlagen). 

Der Vorsitzende begrüßt den Minister des Inneren, für Digitalisierung und Kom-
munen und die Landespolizeipräsidentin.

Der Berichterstatter trägt zum Bereich Inneres und Kommunen vor, im Entwurf 
des Staatshaushaltsplans für 2022 beliefen sich die Gesamteinnahmen auf 181,5 
Millionen €. Dies sei gegenüber dem Jahr 2021 ein Minus von 7,1 Millionen € 
bzw. von 3,8 %. Die Gesamtausgaben wiederum machten 3,806 Milliarden € aus, 
was gegenüber 2021 ein Minus von 9 % bedeute. Die Verpflichtungsermächtigun-
gen schließlich summierten sich auf den Betrag von 1,109 Milliarden €.

Das Innenministerium sei ein sehr personalintensives Haus. Die Gesamtzahl der 
Personalstellen betrage 44 392,5, wovon 2 173,5 Stellen mit einem k.w.-Vermerk 
versehen seien. Somit umfasse der Entwurf für 2022 im Vergleich mit den Ansät-
zen für 2021  202 Stellen weniger und vier k.w.-Vermerke mehr.

Zu den Einnahmen verweise er beispielhaft auf folgende größere Veränderungen: 
jeweils ein Plus von 0,9 Millionen € durch diverse Gebührenerhöhungen und von 
2,3 Millionen € durch höhere Zuweisungen des Bundes für den Digitalfunk sowie 
ein Minus von 10,3 Millionen € beim Ersatz der Kosten der Bundestagswahl 
durch den Bund.

Die Gesamtansätze für Personalausgaben beliefen sich im Jahr 2022 auf 3,021 
Milliarden €. 2021 seien 2,886 Milliarden € veranschlagt worden.

Neben dem Wegfall von Stellen infolge des Vollzugs von k.w.-Vermerken so-
wie der Reform der Bundesfernstraßenverwaltung, Hebungen von Stellen und fi-
nanzneutralen Übertragungen von Stellen vor allem aufgrund der Neuabgrenzung 
der Geschäftsbereiche der Ministerien im Zuge der Regierungsneubildung 2021 
– hierbei handle es sich um 46 Stellen – enthalte der Entwurf des Staatshaushalts-
plans 2022 einige wesentliche Stellenveränderungen, auf die er im Folgenden 
eingehe.

Beim Ministerium – Kapitel 0301 – hätten veranschlagt werden können: zum 
einen fünf Neustellen zur Stärkung des präventiven und reaktiven Krisenmanage-
ments der Landesverwaltung sowie des Bevölkerungsschutzes des Landes und 
zum anderen die Verlängerung von k.w.-Vollzugszeitpunkten bei elf Stellen bis 
zum 1. Januar 2027.

Bei den Regierungspräsidien seien insgesamt 35 Neustellen ausgebracht wor-
den. Hierbei handle es sich beispielsweise um sechs Neustellen zur Umsetzung 
des Pakts für den öffentlichen Gesundheitsdienst, 17 Neustellen für den Vollzug 
der Reform der Pflegeberufe, zwei Neustellen beim Regierungspräsidium Stutt-
gart für die Reform der Approbationsordnung für Zahnärzte und Zahnärztinnen,  
1,5 Neustellen beim Regierungspräsidium Stuttgart für die Reform der Psychothe-
rapeutenausbildung sowie vier Neustellen zur Umsetzung des Biodiversitätsgeset-
zes, wobei hier die Finanzierung aus Mitteln des Umweltministeriums erfolge.
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Veranschlagt worden seien für die Cybersicherheitsagentur 81,5 Stellen und für 
den Landesbetrieb IT Baden-Württemberg insgesamt 9,5 Neustellen.

Bei der Landesfeuerwehrschule hätten zehn Neustellen für den Aufbau zweier 
Kompetenzzentren für Krisenmanagement und vorbeugenden Brandschutz aus-
gebracht werden können. Diese Stellen würden aus Mitteln der Feuerschutzsteuer 
finanziert.

In Kapitel 0319 – Landesamt für Verfassungsschutz – sei eine gegenfinanzier-
te Neustelle für die Einführung und Aufrechterhaltung eines Informationssicher-
heitsmanagementsystems eingestellt worden.

Beim Logistikzentrum Baden-Württemberg hätten 7,5 gegenfinanzierte Neustel-
len veranschlagt werden können.

In Kapitel 0330 – Ausländer und Aussiedler – seien ab 2022 infolge der Neu-
abgrenzung der Geschäftsbereiche der Ministerien im Rahmen der Regierungs-
neubildung 2021 in den Unterabschnitten 2.2 und 2.3 die Stellen für das Personal 
in den Erstaufnahmeeinrichtungen bzw. im Pflegedienst in den Erstaufnahmeein-
richtungen veranschlagt worden.

Der Geschäftsbereich Migration sei in das Justizministerium überführt worden. 
Dies stelle eine wesentliche Änderung dar, die auch den Haushalt des Innenminis-
teriums betreffe.

Die Ansätze für Zuweisungen und Zuschüsse lägen bei 115,2 Millionen €. Dies 
stelle gegenüber dem Jahr 2021 eine Reduzierung um 586 Millionen € dar. Mit 
528 Millionen € entfalle der größte Teil dieser Verringerung auf die Umressortie-
rung des Bereichs Migration zum Justizministerium.

Bei den Ausgaben für Investitionen betrage das Soll 2022  361,9 Millionen € nach 
153,2 Millionen € im Jahr 2021. Von den Investitionsausgaben im Jahr 2022 ent-
fielen 243,7 Millionen € auf den Bereich Digitalisierung, 50,1 Millionen € auf 
Feuer- und Katastrophenschutz, 50,7 Millionen € auf die innere Sicherheit und 
17,4 Millionen € auf sonstige Bereiche.

Besondere Finanzierungsausgaben seien die Abführung von jeweils 5,7 Millionen € 
aus dem Aufkommen der Feuerschutzsteuer an den Bauhaushalt im Einzelplan 12 
– Allgemeine Finanzverwaltung – zur Finanzierung der Kosten der Bauunterhal-
tung und der Zusammenlegung der Landesfeuerwehrschule in Bruchsal sowie von 
0,8 Millionen € an den Polizeihaushalt für die anteiligen Betriebskosten für den 
Digitalfunk.

Die veranschlagten Verpflichtungsermächtigungen von 1,109 Milliarden € seien 
im Wesentlichen für folgende beiden Bereiche bestimmt: 500 Millionen € an Zu-
weisungen für Investitionen an Gemeinden und Gemeindeverbände für den Breit-
bandausbau und 508,2 Millionen € für die Verwaltungskostenerstattung an den 
Bund für den Betrieb der BOS-Anstalt.

Schließlich seien über die globale Minderausgabe Einsparungen beim Haushalts-
vollzug in Höhe von 1,1 Millionen € zu erwirtschaften.

Der Abgeordnete dankt abschließend allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des 
Innenministeriums sowie der nachgeordneten Bereiche wie dem Katastrophen-
schutz und der Polizei für deren wertvolle Arbeit.

Der Berichterstatter für den Bereich Digitalisierung fügt hinzu, der Bereich Digi-
talisierung, auf den sich sein Bericht nun beziehe, sei im Einzelplan 03 im Kapitel 
0303 – Digitalisierung – sowie im neuen Kapitel 0308 – Cybersicherheitsagentur 
– abgebildet. Ergänzend werde das informationstechnische Gesamtbudget im Ein-
zelplan 03 beziffert.

Das Kapitel 0303 umfasse im Wesentlichen die Ausgaben des Landes für die 
Förderung des Ausbaus der Breitbandinfrastruktur. Die im Staatshaushaltsplan 
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2020/2021 noch hier veranschlagten Mittel für die Cybersicherheit würden im 
Haushaltsjahr 2022 in das neue Kapitel 0308 übertragen. Außerdem würden über 
das Kapitel 0303 Maßnahmen des Strategiedialogs Automobilwirtschaft sowie 
Zuwendungen an die Cyberwehr Baden-Württemberg und die Digitalakademie 
Baden-Württemberg abgewickelt. 

Die in Kapitel 0303 veranschlagten Ausgaben in Höhe von 244,2 Millionen € 
kämen vornehmlich dem Ausbau der digitalen Infrastruktur zugute. Daneben gebe 
es noch drei weitere Positionen: 15 000 € seien für verbleibende Arbeiten zur Ent-
wicklung einer CO2-Kompensations-App gedacht. Ferner würden dem Kommu-
nalen Investitionsfonds letztmalig im Jahr 2022  4,8 Millionen € zur Abdeckung 
von Verpflichtungsermächtigungen der Vorjahre entnommen. Neu hinzu gekom-
men seien schließlich 308 900 €, die infolge der Umressortierung des Themen-
felds Mobilfunk 5G aus dem Wirtschaftsministerium übertragen worden seien. 
Aufgrund der engen technischen Verbindung zwischen Glasfaser und Mobilfunk 
habe das Innenministerium auch die Zuständigkeit für den Mobilfunk vom Wirt-
schaftsministerium übernommen.

Für die Breitbandförderung seien neue Verpflichtungsermächtigungen, also neue 
Bewilligungsmöglichkeiten in Höhe von 500 Millionen € vorgesehen, die in den 
Jahren 2023 bis 2027 zur Auszahlung anstünden. Die neuen Verpflichtungs-
ermächtigungen würden für Anträge der Kommunen benötigt, die der Bewilli-
gungsstelle des Innenministeriums bereits vorlägen bzw. die beim Bund anhängig 
seien und eine baldige Antragstellung in Baden-Württemberg erwarten ließen. 

Für die mit dem Cybersicherheitsgesetz vom 14. Februar 2021 als zentrale Ko-
ordinierungs- und Meldestelle errichtete Cybersicherheitsagentur Baden-Würt-
temberg sehe der Entwurf des Haushaltsplans 2022 das neue Kapitel 0308 mit 
Betrags- und Stellenteil vor. Die erstmals in diesem Haushaltsplan für Cyber
sicherheit veranschlagten Ausgaben bei Kapitel 0303 sowie die Personalausga-
benbudgets und die Personalstellen mit Sachmittelpauschale beim Kapitel 0301 
seien in das neue Kapitel 0308 übertragen worden. Eine Erhöhung der Ausgaben-
ansätze oder der Zahl der Personalstellen sehe der Entwurf nicht vor.

Ausgaben und gegebenenfalls Einnahmen für Informationstechnik seien grund-
sätzlich in der Titelgruppe 69 – Aufwand für Informationstechnik – veranschlagt. 
Darin enthalten seien die Bereiche EDV, Bürokommunikation, Telekommunika-
tion und Nachrichtentechnik. Diese Ausgaben bildeten grundsätzlich das informa-
tionstechnische Gesamtbudget ab. Dessen Höhe betrage im Entwurf des Einzel-
plans 03  113,6 Millionen €.

Der Abgeordnete dankt abschließend allen im Bereich Digitalisierung tätigen 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern für ihre Arbeit.

(Redaktioneller Hinweis: Der Vorsitzende fragt im Folgenden 
bei jedem Aufruf nach Wortmeldungen. Dies wird angesichts der 
Vielzahl der Aufrufe nicht explizit im Protokoll wiedergegeben. 
Soweit also nach einem Aufruf keine Ausführungen zur Sache ver-
merkt sind, ist der Ausschuss ohne Wortmeldungen direkt in die 
Beschlussfassung eingetreten.)

Der Ausschuss nimmt von der Mitteilung Drucksache 17/1003, so-
weit diese den Einzelplan 03 betrifft, ohne Widerspruch Kenntnis.

Ferner nimmt der Ausschuss vom Vorwort sowie von den produkt-
orientierten Informationen ohne Widerspruch Kenntnis.
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Kapitel 0301

Ministerium

Der Vorsitzende ruft den Änderungsantrag 03/17 sowie die Entschließungsanträ-
ge 03/8 und 03/15 mit zur Beratung auf.

Ein Abgeordneter der Fraktion der SPD erklärt zum Entschließungsantrag 03/15 
seiner Fraktion, die SPD verzichte jetzt darauf, ausführlich zu begründen, warum 
sie beantrage, die Zulage für den lageorientierten Dienst im Polizeivollzugsdienst 
zu erhöhen. Die Begründung, warum eine solche Anhebung notwendig sei, könne 
in Protokollen über frühere Sitzungen nachgelesen werden. 

Zu den Ansätzen, die die Regierung im vorliegenden Einzelhaushalt ausgebracht 
habe, kämen nun aufgrund der Beschlüsse im Finanzausschuss 70 Millionen € 
hinzu. Jedoch sei dabei für eine Erhöhung der angesprochenen Zulage, die zu 
einem respektvollen Umgang mit den Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamten 
gehören würde, kein Geld übrig. Dies verdeutliche, welche Schwerpunkte die 
Regierungsfraktionen setzten.

Ein Abgeordneter der Fraktion der CDU entgegnet, die Regierungsfraktionen 
wollten nicht auf eine einzelne Zulage wie die für den lageorientierten Dienst im 
Polizeivollzugsdienst abheben. Vielmehr hätten Grüne und CDU in ihrem Ko-
alitionsvertrag vereinbart, das gesamte Zulagensystem zu prüfen und hierfür ein 
Gesamtpaket auf den Weg zu bringen. Über den vorliegenden Haushaltsplanent-
wurf sowie die dazu eingebrachten Änderungsanträge werde die Einstellungsof-
fensive weiter vorangebracht und auch bei der Polizei in verschiedenen Bereichen 
nachgesteuert. Ein wichtiges Anliegen sei den Regierungsfraktionen auch, von 
der Stellenbesetzungssperre wegzukommen. Hierbei befinde man sich auf einem 
guten Weg.

Die Regierung habe, auch im Zusammenhang mit der Coronapandemie, große 
Herausforderungen zu bewältigen. Die Regierungskoalition werde die im Koali
tionsvertrag gesteckten Ziele schrittweise abarbeiten. Dazu gehöre auch das  
Thema „Zulage für den lageorientierten Dienst im Polizeivollzugsdienst“.

Ein Abgeordneter der Fraktion der FDP/DVP bringt vor, seine Fraktion fordere in 
ihrem Entschließungsantrag 03/8 nahezu wortgleich wie die SPD in deren Antrag 
03/15, die Zulage für den lageorientierten Dienst im Polizeivollzugsdienst anzu-
heben. In der Stellungnahme seines Vorredners sei wieder einmal davon die Rede 
gewesen, dass die Regierungsfraktionen ein Gesamtpaket schnüren wollten. Diese 
Argumentation sei beispielsweise auch im Zusammenhang mit einer Reform des 
Wahlrechts angeführt worden.

Zur Umsetzung des neuen SAP-Systems RePro begehrten die Regierungsfrak-
tionen in ihrem Änderungsantrag 03/17, vier neue Planstellen zu schaffen und 
weitere Finanzmittel bereitzustellen. Er erachte es als bemerkenswert, dass diese 
Erweiterung erst jetzt über einen Änderungsantrag erfolgen solle, nachdem schon 
vor Erstellung des Haushaltsplanentwurfs bekannt gewesen sei, dass RePro einge-
führt werde. Die Steuermehreinnahmen, die auf das Land jetzt zukämen, würden 
zum Teil dazu verwandt, die angesprochenen zusätzlichen Ausgaben zu finanzie-
ren. Er frage, wie die Umsetzung von RePro vollzogen worden wäre, wenn das 
Land nicht mit Steuermehreinnahmen hätte rechnen können.

Auch zu anderen Kapiteln würden über Änderungsanträge der Regierungsfrak-
tionen immer wieder zusätzliche Stellen und weitere Finanzmittel für die Digita-
lisierung der Landesverwaltung gefordert. Jedoch wäre es eine ureigene Aufgabe 
der Regierung gewesen, dies schon im Haushaltsplanentwurf entsprechend auszu-
bringen. Er bitte um eine Erklärung, weshalb auf einmal neue Stellen geschaffen 
werden sollten, die ursprünglich gar nicht vorgesehen gewesen seien.

Der Minister des Inneren, für Digitalisierung und Kommunen führt an, die Ergeb-
nisse der November-Steuerschätzung hätten noch einmal Möglichkeiten eröffnet, 
um die extrem hohe Arbeitsverdichtung, die in bestimmten, sehr wichtigen Berei-
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chen des Innenressorts bestehe, etwas zu entzerren. Er sei den Regierungsfraktio-
nen außerordentlich dankbar, dass dies nun erfolgen könne.

Dem Änderungsantrag 03/17 insgesamt wird mehrheitlich zuge-
stimmt.

Kapitel 0301 mit den beschlossenen Änderungen mehrheitlich ge-
nehmigt.

Der Vorsitzende macht darauf aufmerksam, dass die Entschließungsanträge 03/8 
und 03/15 neben dem Kapitel 0301 auch die Kapitel 0315 bis 0318, 0335 bis 0344 
sowie 0346 bis 0348 beträfen.

Die Entschließungsanträge 03/8 und 03/15 werden jeweils mehr-
heitlich abgelehnt. 

Kapitel 0302

Allgemeine Bewilligungen

Dem Änderungsantrag 03/18 wird mehrheitlich zugestimmt. 

Den Änderungsanträgen 03/19 und 03/20 wird jeweils einstimmig 
zugestimmt. 

Kapitel 0302 mit den beschlossenen Änderungen einstimmig ge-
nehmigt.

Kapitel 0303

Digitalisierung

Der Vorsitzende ruft den Änderungsantrag 03/1 und den Entschließungsantrag 
03/9 mit zur Beratung auf. 

Ein Abgeordneter der Fraktion der FDP/DVP bringt vor, seine Fraktion halte es 
für sinnvoll, weiterhin an der Voucher-Förderung festzuhalten. Hierzu sei ein 
Pilotprojekt angekündigt worden, wobei sich die Fortschritte bislang allerdings 
nicht besonders zügig einstellten. Um dieses Thema verstärkt in den Fokus zu 
rücken, habe seine Fraktion den vorliegenden Entschließungsantrag 03/9 einge-
bracht. 

Ein Abgeordneter der Fraktion der AfD erklärt, es bedürfe der Unterstützung der 
Schulen im Bereich Hard- und Software. Die Digitalisierung bleibe hauptsächlich 
an einigen wenigen engagierten Lehrern hängen. Eine systematische Lösung sei 
noch nicht in Angriff genommen worden. Daher werbe er mit dem Änderungsan-
trag 03/1 für die Einführung von Digitalisierungsfachleuten für die Schulen. 

Ein Abgeordneter der Fraktion der CDU verweist auf den Digitalpakt Schule. Er führt 
aus, vonseiten des Bundes und des Landes würden insgesamt 130 Millionen € für die 
Hard- und Softwareausstattung sowie die EDV-Administration bereitgestellt. Die 
Kommunen könnten die Mittel, die im Einzelplan 04 – Ministerium für Kultus, 
Jugend und Sport – etatisiert seien, abrufen.

Der Änderungsantrag 03/1 wird mehrheitlich abgelehnt.

Kapitel 0303 mehrheitlich genehmigt. 

Der Entschließungsantrag 03/9 wird mehrheitlich abgelehnt. 
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Kapitel 0304

Regierungspräsidium Stuttgart 

Dem Änderungsantrag 03/21 insgesamt wird mehrheitlich zuge-
stimmt.

Dem Änderungsantrag 03/22 stimmt der Ausschuss einstimmig zu. 

Kapitel 0304 mit den beschlossenen Änderungen einstimmig ge-
nehmigt. 

Kapitel 0305

Regierungspräsidium Karlsruhe

Der Änderungsantrag 03/2 insgesamt wird mehrheitlich abgelehnt.

Dem Änderungsantrag 03/23 insgesamt stimmt der Ausschuss 
mehrheitlich zu. 

Kapitel 0305 mit den beschlossenen Änderungen mehrheitlich ge-
nehmigt. 

Kapitel 0306

Regierungspräsidium Freiburg

Dem Änderungsantrag 03/24 wird mehrheitlich zugestimmt.

Kapitel 0306 mit den beschlossenen Änderungen mehrheitlich ge-
nehmigt.

Kapitel 0307

Regierungspräsidium Tübingen

Dem Änderungsantrag 03/25 wird mehrheitlich zugestimmt.

Kapitel 0307 mit den beschlossenen Änderungen mehrheitlich ge-
nehmigt.

Kapitel 0308

Cybersicherheitsagentur

Der Vorsitzende ruft den Änderungsantrag 03/26 mit zur Beratung auf. 

Ein Abgeordneter der Fraktion der SPD äußert, der Cybersicherheitsagentur seien 
bereits Stellen zur Verfügung gestellt worden, die nicht hätten besetzt werden 
können. Nun würden mit dem Änderungsantrag 03/26 weitere gefordert. Er wolle 
wissen, wie der Stand bei der Besetzung der Stellen sei und warum weiterer Wei-
terqualifizierungsbedarf vor dem Anlaufen der Arbeit der Cybersicherheitsagentur 
bestehe. 

Ihn interessiere, was es zeitlich heiße, dass die im Bericht des Ministeriums des 
Inneren, für Digitalisierung und Kommunen zum Staatshaushaltsplan 2022 ge-
nannten Bereiche ihre operative Bereitschaft sukzessive aufnähmen und für wel-
chen Bereich welche Stellenanzahl nach derzeitigem Stand zur Verfügung stehe. 
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Er erkundigt sich in diesem Rahmen weiter nach den in dem Änderungsantrag 
03/26 geforderten fünf Neustellen. 

Abschließend fragt er, wie sich die Cybersicherheitsagentur von der Cyberwehr 
Baden-Württemberg unterscheide und ob die Cyberwehr Baden-Württemberg 
ihrem Ende zugehe. 

Ein Abgeordneter der Fraktion der FDP/DVP schließt sich den Fragen seines 
Vorredners an. 

Ein Vertreter des Ministeriums des Inneren, für Digitalisierung und Kommunen 
erklärt, in der Cybersicherheitsagentur seien 46 der 81,5 zur Verfügung stehen-
den Stellen besetzt. Derzeit bestehe das Problem, die Stellen nicht mit IT-Cyber
sicherheitsexperten besetzen zu können. Mit Blick auf den Weiterqualifizierungs-
bedarf führt er aus, demnächst sollten sich die Ausschreibungen vermehrt an IT-
Experten statt an IT-Sicherheitsexperten richten. Es gebe hierzu Kooperationen 
mit Hochschulen wie der DHBW Heilbronn; über einen dualen Ausbildungsstu-
diengang solle Personal rekrutiert werden. Somit sollten die Stellen schneller be-
setzt werden können als in der Vergangenheit. 

Der Abgeordnete der Fraktion der SPD fragt nach, wann welche Bereiche, die im 
zuvor erwähnten Bericht genannt worden seien, an den Start gingen und wie sich 
die bereits besetzten Stellen auf die Bereiche verteilten. Er fügt hinzu, er stelle 
diese Frage deshalb, um eine Vorstellung davon zu bekommen, inwiefern die 
Cybersicherheitsagentur in der Lage sei, die vom Innenminister gegenüber dem 
Parlament geäußerten Hoffnungen zu erfüllen, und damit sich die Bevölkerung 
nicht in falscher Sicherheit wähne. 

Ein weiterer Vertreter des Ministeriums des Inneren, für Digitalisierung und 
Kommunen antwortet, er arbeite als Informationssicherheitsbeauftragter des Lan-
des mit der Cybersicherheitsagentur eng zusammen. Sie entlaste ihn in seinem 
bisherigen Aufgabenbereich stark. Er könne nicht darlegen, wie sich die Stel-
len mit Blick auf die Bereiche verteilten, wolle aber Beispiele für die Aufgaben 
nennen. Derzeit werde mit der Cybersicherheitsagentur Schulter an Schulter bei-
spielsweise an der Absicherung der Bundestagswahl gearbeitet und würden foren-
sische Untersuchungen mit Blick auf Angriffsszenarien vorgenommen. 

Der Abgeordnete der Fraktion der SPD bringt vor, wenn das Innenministerium 
ständig Stellen fordere und nicht wisse, wofür diese benötigt würden, halte er dies 
nicht für zustimmungsfähig. Dies zeige, dass die Cybersicherheitsagentur nicht 
halte, was der Innenminister dem Parlament versprochen habe. 

Ein Abgeordneter der Fraktion der CDU betont, im Vorfeld der Bundestagswahl 
seien gewisse Tests gelaufen; die Bundestagswahl sei nicht gehackt worden. Im 
Detail sollten die Ausführungen dazu nicht ausgebreitet werden. Für die Durch-
führung dieser benötige es des entsprechenden Personals. Die Angriffe auf die 
Serviceeinrichtungen des Landes würden künftig massiv zunehmen. Er halte es 
für leichtsinnig und fahrlässig, erst zu warten, bis die ausgeschriebenen Stellen 
besetzt seien. Dies müsse im Vorhinein gemacht werden. Die entsprechenden 
Fachleute seien zu den bisherigen Gehältern nicht so einfach zu bekommen. 

Er könnte mit einer Diskussion darüber leben, wie die Cybersicherheit anders 
sichergestellt werden könne. Aber zu äußern, bisher sei nichts passiert, und dabei 
nicht zu verstehen, was die Cybersicherheitsagentur mache, halte er für sehr kurz 
gesprungen. 

Der Abgeordneter der Fraktion der FDP/DVP führt aus, ihn interessiere die Zu-
kunft der Cyberwehr Baden-Württemberg. SPD und FDP/DVP hätten davor ge-
warnt, dass es nicht genügend IT-Spezialisten gebe. Er halte es für bemerkens-
wert, dass die die Regierung tragenden Fraktionen dies sozusagen aufbohrten. 
In der Tat stelle sich die Frage, inwieweit die Versprechungen, die mit der Ein-
richtung einer Cybersicherheitsagentur verbunden würden, eingehalten werden 
könnten. Offensichtlich sei dies nicht der Fall. Er verweise auf einen Entschlie-
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ßungsantrag zu Einzelplan 12 – Allgemeine Finanzverwaltung –, der auch eine 
IT-Zulage im höheren Dienst fordere. 

Der Abgeordnete der Fraktion der SPD verweist noch einmal auf den Bericht des 
Ministeriums des Inneren, für Digitalisierung und Kommunen zum Staatshaus-
haltsplan 2022. Er wolle wissen, wie viele Stellen im Bereich der Prävention, der 
Detektion und der Reaktion benötigt würden und wie viele Stellen davon bereits 
besetzt seien. 

Er fragt, ob er es richtig verstehe, dass die Standards bei der Personaleinstellung 
reduziert und Mittel im Haushalt beantragt würden, um das eingestellte Personal 
weiterzuqualifizieren. 

Ein weiterer Abgeordneter der Fraktion der CDU bringt vor, Cybersicherheit sei 
in diesem Staat, wie sicherlich auch die SPD-Fraktion unterstreiche, sehr wichtig. 
Hier zeigten sich mit Blick nicht nur auf Staatsorgane, sondern auch auf mittel-
ständische Unternehmen etc. große Herausforderungen. Zu sagen, die Aufgabe 
werde gesehen, jemand müsse sie wahrnehmen, aber dennoch gegen die Cyber-
sicherheitsagentur zu sein, könne er nicht nachvollziehen. 

Bei der Stellenbesetzung gebe es, wie überall, Probleme. Die Stellen würden den-
noch ausgebracht. Die Regierung wolle neue Wege beschreiten. Er verweise dar-
auf, dass ein ehemaliger, von der SPD-Fraktion gestellter Kultusminister genauso 
verfahren sei. Die Gehaltsstruktur beim Staat stimme in vielen Bereichen nicht 
mit der in der Wirtschaft überein. Wenn alles infrage gestellt werde, zweifle er 
daran, dass junge Menschen auf die Idee kämen, diesen Weg zu beschreiten. Das 
Ministerium könne sicherlich noch detailliert auf die Themen eingehen. 

Ein Abgeordneter der Fraktion der AfD merkt an, seine Fraktion habe bereits 
bei der Einführung einer Cybersicherheitsagentur dagegen argumentiert, weil sie 
diese für redundant halte. Er verweise nochmals auf die fehlende Abgrenzung 
zur Cyberwehr Baden-Württemberg. Allen hier vorgebrachten Argumenten zum 
Trotz verstehe er nicht ganz, warum zusätzlich eine Cybersicherheitsagentur ein-
gerichtet werden solle, in der nur unterqualifiziertes Personal eingestellt werden 
könne. Schließlich ausgebildet, wanderte es später möglicherweise in die Indus-
trie ab. Er schlage vor, sich zur Wahrnehmung dieser Aufgaben an professionell 
organisierte Sicherheitsunternehmen zu wenden. 

Eine Vertreterin des Ministeriums des Inneren, für Digitalisierung und Kom-
munen erklärt, in der Cybersicherheitsagentur bedürfe es Spezialisten. Ohne 
Weiteres sei entsprechendes Personal auf dem Markt nicht zu bekommen; ohne 
Ausbringung dieser Stellen könne das entsprechende Personal nicht eingestellt 
werden. Der Bedarf für die Cybersicherheitsagentur sei sehr groß. Das Personal 
müsse selbst weiterqualifiziert werden. Neben Mitteln für die Qualifizierung be-
dürfe es der Mittel für Awarenesskampagnen, um das Bewusstsein für das Thema 
Cybersicherheit zu erhöhen; dies sei eine Aufgabe der Cybersicherheitsagentur.

Der zuerst zu Wort gekommene Vertreter des Ministeriums des Inneren, für Di-
gitalisierung und Kommunen ergänzt, die Cybersicherheitsagentur sei primär für 
die Landesverwaltung zuständig, während die Cyberwehr für private Unterneh-
men eingerichtet worden sei. Innerhalb der Cybersicherheitsagentur solle ein ent-
sprechendes Kompetenzzentrum aufgebaut werden. Bis Mitte nächsten Jahres sei 
die Cyberwehr daher noch in Karlsruhe angesiedelt. Anschließend werde diese in 
die Cybersicherheitsagentur integriert. 

Der Abgeordnete der Fraktion der SPD fragt, ob die Cyberwehr in der Cyber
sicherheitsagentur aufgehe. Er erkundigt sich nach einem Organigramm, aus dem 
hervorgehe, wie viele Stellen in welchem Bereich geschaffen werden sollten.

Der Vertreter des Ministeriums des Inneren, für Digitalisierung und Kommunen 
erklärt, die Cyberwehr sei ursprünglich in Karlsruhe als Forschungsprojekt ins 
Leben gerufen worden. 
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Die Vertreterin des Ministeriums des Inneren, für Digitalisierung und Kommunen 
fügt hinzu, bei der Cybersicherheitsagentur sei viel im Fluss. Natürlich gebe es 
ein Organigramm. Sie stellt die Bereiche vor und äußert, das Organigramm könne 
im Internet genauer betrachtet, aber auch im Nachgang zur Sitzung zur Verfügung 
gestellt werden. Da die Stellen nicht alle besetzt seien, müsse das Personal so ein-
gesetzt werden, dass es überhaupt „den Laden am Laufen“ halten könne.

Der Abgeordnete der Fraktion der SPD wiederholt, ihn interessiere, wie viele 
Stellen für Bereiche wie Verwaltung, Sicherheit etc. geplant seien. Wenn die Re-
gierungsfraktionen nicht einmal den Inhalt ihres Änderungsantrags nachvollzie-
hen könnten, müssten sie aushalten, wenn es entsprechende Fragen gebe. 

Dem Änderungsantrag 03/26 wird mehrheitlich zugestimmt. 

Kapitel 0308 mit den beschlossenen Änderungen mehrheitlich ge-
nehmigt.

Kapitel 0309

Zentrale Informationstechnik Landesverwaltung

Der Vorsitzende ruft die Änderungsanträge 03/27 und 03/28 mit zur Beratung auf.

Ein Abgeordneter der Fraktion der FDP/DVP erklärt, grundsätzlich unterstütze 
seine Fraktion die Bereitstellung von Mitteln für die Digitalisierung der Verwal-
tung sowie die vorliegenden Änderungsanträge. Allerdings frage er, warum die 
entsprechenden Ansätze nicht bereits im Haushaltsplanentwurf ausgebracht wor-
den seien. Er bitte den Minister für Finanzen, näher darauf einzugehen. 

Der Minister für Finanzen antwortet, in allen Ressorts gebe es Mehrbedarfe. Der 
Mittelkorridor, der vor der letzten Steuerschätzung zur Verfügung gestanden ha-
be, sei sehr schmal gewesen. Dies liege auch daran, wie beim Dritten Nachtrags-
haushalt vorgegangen worden sei. Die Regierung habe Prioritäten gesetzt. Auf-
grund der derzeit komfortablen Situation sei nachgelegt worden. 

Den Änderungsanträgen 03/27 insgesamt und 03/28 wird jeweils 
mehrheitlich zugestimmt. 

Kapitel 0309 mit den beschlossenen Änderungen mehrheitlich ge-
nehmigt. 

Kapitel 0310

Feuerwehrwesen, Katastrophenschutz, 
Rettungsdienst, Krisenmanagement

Der Vorsitzende ruft die Änderungsanträge 03/3 bis 03/5, 03/29, 03/10, 03/30, 
03/16 und 03/11 sowie den Entschließungsantrag 03/12 mit zur Beratung auf.

Ein Abgeordneter der Fraktion der SPD legt dar, er begrüße den Ausbau der Lan-
desfeuerwehrschule zum Kompetenzzentrum für Krisenmanagement und vorbeu-
genden Brandschutz. Er wolle wissen, welche Aufgaben mit den dazu geforderten 
zehn Stellen verbunden seien, die aus der Feuerschutzsteuer bezahlt werden soll-
ten. Ihn interessiere, ob das Kompetenzzentrum auch aus der Feuerschutzsteuer 
oder aus dem allgemeinen Haushalt bezahlt werden solle mit Blick darauf, dass 
das Aufkommen aus der Steuer ohne Abzug bei den Kommunen ankomme.

Eine Abgeordnete der Fraktion der FDP/DVP bringt vor, mit dem Änderungs-
antrag 03/10 werde ein Fahrsicherheitstraining für die Rettungskräfte gefordert. 
Dies halte sie für wesentlich, um Unfälle zu vermeiden. 
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Zum Änderungsantrag 03/11, der sich durch den Änderungsantrag 03/30 wohl er-
ledigt habe, merke sie an, dass sie es begrüße, wenn dem Rettungswesen vor Ort 
eine höhere Unterstützung zukomme. Auch müssten die Förderrichtlinien über-
arbeitet werden. Hierzu verweise sie auf den Entschließungsantrag 03/12.

Ein Abgeordneter der Fraktion der CDU äußert, aus dem Aufkommen der Feuer-
schutzsteuer habe die SPD-Fraktion zu ihrer Regierungszeit die Erweiterung der 
Landesfeuerwehrschule und Weiteres finanziert. Insoweit halte er es für unehr-
lich, jetzt entsprechende Nachfragen zu stellen. 

Wichtig sei ihm der Änderungsantrag 03/30. Im Haushaltsentwurf würden viele 
zentrale Themen abgebildet. Mit den Mitteln, die zu einem gewissen Zeitpunkt 
zur Verfügung stünden, müsse gehaushaltet werden. Er würde es als seltsam er-
achten, wenn es keine dringenden Bedarfe gebe, für die nicht weitere zur Ver-
fügung stehende Mittel eingesetzt werden könnten. Ihn freue, dass sich ein Teil 
dieser Mehrmittel über den Änderungsantrag 03/30 einsetzen lasse. Obwohl nach 
dem Rettungsdienstgesetz ein Zuschuss von 90 % verlangt werde, habe der Anteil 
bei der DLRG lediglich 10 % betragen. In den letzten Jahren sei dieser Anteil ge-
stiegen. Mit dem vorliegenden Änderungsantrag werde auch die Rettungswache 
entsprechend finanziert. Er danke dafür, dass die Vorgaben erfüllt würden. 

Ein weiterer Abgeordneter der Fraktion der CDU bringt vor, mit dem Änderungs-
antrag 03/10 beantrage die FDP/DVP eine Erhöhung der Mittel in Titel 684 77 
– Zuschüsse für Ausbildungs-, Betriebs- und Verwaltungskosten – um 20 000 €. 
Bei 200 notärztlich besetzten Rettungswagen und 400 Rettungswagen insgesamt, 
bei 640 Fahrzeugen plus Personal denke er nicht, dass für 20 000 € flächende-
ckend ein Fahrsicherheitstraining angeboten werden könne. Daher habe die For-
derung seines Erachtens eher einen symbolischen Charakter. 

Der Minister des Inneren, für Digitalisierung und Kommunen legt dar, das ge-
nannte Kompetenzzentrum werde aus dem Aufkommen aus der Feuerschutzsteu-
er bezahlt. Einer Empfehlung des Normenkontrollrats folgend solle es zu schnel-
leren Verfahren kommen. Außerdem sollten beim vorbeugenden Brandschutz Ak-
zente auf die Holzbauweise gesetzt werden. Diese Themen wiesen einen unmittel-
baren Bezug zur Feuerschutzsteuer auf. Deswegen halte er diese Finanzierung 
darüber für absolut angezeigt. 

Die Änderungsanträge 03/3, 03/4 und 03/5 werden jeweils mehr-
heitlich abgelehnt. 

Dem Änderungsantrag 03/29 wird einstimmig zugestimmt.

Der Änderungsantrag 03/10 wird mehrheitlich abgelehnt.

Dem Änderungsantrag 03/30 wird einstimmig zugestimmt. 

Der Vorsitzende weist darauf hin, mit der Zustimmung zum Änderungsantrag 
03/30 habe sich eine Abstimmung über die Änderungsanträge 03/16 und 03/11 
erübrigt. 

Kapitel 0310 mit den beschlossenen Änderungen einstimmig ge-
nehmigt. 

Der Entschließungsantrag 03/12 wird mehrheitlich abgelehnt.

Kapitel 0311 und Kapitel 0312 jeweils einstimmig genehmigt. 
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Kapitel 0314

Zentrale Veranschlagungen Polizei

Der Änderungsantrag 03/6 wird mehrheitlich abgelehnt.

Dem Änderungsantrag 03/31 wird einstimmig zugestimmt.

Die Änderungsanträge 03/7 und 03/13 werden jeweils mehrheitlich 
abgelehnt.

Dem Änderungsantrag 03/32 wird mehrheitlich zugestimmt.

Kapitel 0314 mit den beschlossenen Änderungen mehrheitlich ge-
nehmigt. 

Kapitel 0315

Präsidium Technik, Logistik, Service der Polizei

Der Vorsitzende ruft die hierzu vorliegenden Änderungsanträge 03/33 bis 03/36 
mit zur Beratung auf. 

Ein Abgeordneter der Fraktion der SPD fragt, welcher rechtlicher Grundlage es 
für die anonymisierte Kennzeichnung von Einsatzkräften bedürfe und ob dafür, 
ähnlich wie in anderen Bundesländern, gesetzliche Grundlagen geschaffen wer-
den sollten sowie welcher zeitliche Ablauf veranschlagt sei. 

Eine Abgeordnete der Fraktion der FDP/DVP äußert, ihre Fraktion spreche sich 
gegen eine Kennzeichnung von Einsatzkräften aus, weshalb sie die Kapitel 0315 
und 0316 ablehne.

Der Minister des Inneren, für Digitalisierung und Kommunen antwortet, die 
Kennzeichnung von Einsatzkräften sei noch nicht bis zum Ende ausbuchstabiert. 
Im Augenblick gehe er davon aus, dass es bis zur Einführung noch rechtlicher 
Änderungen bedürfe. Er wolle diese Kennzeichnung mit entsprechender Gründ-
lichkeit so schnell wie möglich umsetzen. 

Der Abgeordnete der Fraktion der SPD erklärt, er gehe selbstverständlich davon 
aus, dass mit entsprechender Gründlichkeit vorgegangen werde. Probleme sehe er 
hinsichtlich des Koalitionspartners. Er frage nach, ob die Kennzeichnungspflicht 
2022 eingeführt werde.

Der Minister des Inneren, für Digitalisierung und Kommunen bringt zum Aus-
druck, dies sei der Plan. Zu der Zeit, als ein anderer Minister die Verantwortung 
für das Innenministerium getragen habe, sei die geplante Kennzeichnungspflicht 
in der gesamten Legislaturperiode nicht umgesetzt worden. Dies werde sich nicht 
wiederholen. 

Der Abgeordnete der Fraktion der SPD merkt an, seine Fraktion werde sich bei 
der Abstimmung über den Änderungsantrag 03/36 der Stimme enthalten, da die 
Äußerungen nicht glaubhaft machten, dass die Mittel 2022 benötigt würden. 

Ein Abgeordneter der Fraktion der CDU wirft ein, er gehe davon aus, dass die 
SPD-Fraktion entsprechende Mittel gefordert hätte, wenn diese jetzt nicht über 
den Änderungsantrag 03/36 eingebracht würden. 

Ein Abgeordneter der Fraktion GRÜNE fragt, wie die SPD-Fraktion zur Einfüh-
rung einer Pflicht zur anonymisierten Kennzeichnung von Polizeikräften stehe. 

Der Abgeordnete der Fraktion der SPD legt dar, die SPD-Fraktion stehe einer 
solchen Pflicht positiv gegenüber. Da er davon ausgehe, dass es nicht gelinge, die-
se Kennzeichnung innerhalb des kommenden Jahres einzuführen und die Mittel 
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damit nicht abgerufen würden, enthalte sich seine Fraktion bei der Abstimmung 
der Stimme.

Der Abgeordnete der Fraktion der CDU bringt vor, er verstehe die Diskussion 
nicht. Wenn keine Mittel etatisiert würden, würde die SPD sicherlich vorbringen, 
die Aufgabe hätte nicht erfüllt werden können. Ohne die Bereitstellung entspre-
chender Mittel könne die Aufgabe nicht umgesetzt werden.

Der Minister des Inneren, für Digitalisierung und Kommunen stellt klar, wenn 
die rechtliche Prüfung zur Einführung einer anonymisierten Kennzeichnung ab-
geschlossen sei, könne ohne die Bereitstellung von Mitteln nicht einmal in eine 
entsprechende Ausschreibung gegangen werden. Daher sei er den Regierungs-
fraktionen, die diesen Änderungsantrag gestellt hätten, außerordentlich dankbar, 
dass sie eine entsprechende Möglichkeit schaffen würden.

Den Änderungsanträgen 03/33 insgesamt und 03/34 wird jeweils 
mehrheitlich zugestimmt.

Dem Änderungsantrag 03/35 wird einstimmig zugestimmt.

Dem Änderungsantrag 03/36 wird mehrheitlich zugestimmt.

Kapitel 0315 mit den beschlossenen Änderungen mehrheitlich ge-
nehmigt.

Kapitel 0316

Polizeipräsidium Einsatz

Den Änderungsanträgen 03/37 (insgesamt) und 03/38 wird jeweils 
einstimmig zugestimmt.

Dem Änderungsantrag 03/39 wird mehrheitlich zugestimmt.

Kapitel 0316 mit den beschlossenen Änderungen mehrheitlich ge-
nehmigt.

Kapitel 0317

Hochschule für Polizei Baden-Württemberg 

Dem Änderungsantrag 03/40 wird einstimmig zugestimmt. 

Kapitel 0317 mit den beschlossenen Änderungen einstimmig ge-
nehmigt.

Kapitel 0318

Landeskriminalamt

Der Vorsitzende ruft die Änderungsanträge 03/41 und 03/14 mit zur Beratung auf. 

Eine Abgeordnete der Fraktion der FDP/DVP trägt vor, mit dem Änderungsantrag 
03/14 fordere ihre Fraktion, ein Dienstfahrzeug für den Bereich der polizeilichen 
Kriminalprävention bei Wohnungseinbrüchen zu erwerben. Ein sich derzeit im 
Einsatz befindliches Fahrzeug wirke „gammelig“ und müsse demnächst außer 
Dienst gestellt werden. Da nun mehr Mittel zur Verfügung stünden, spreche sie 
sich dafür aus, diese für ein neues Dienstfahrzeug einzusetzen. Dies zeuge von 
Wertschätzung gegenüber der Polizei, vermittle ein besseres Bild in der Öffent-
lichkeit und trage zur Sicherheit der Bürger bei. 
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Der Minister des Inneren, für Digitalisierung und Kommunen entgegnet, in die-
sem Bereich seien bereits zwei neue Fahrzeuge angeschafft worden. Unter dem 
Gesichtspunkt einer sparsamen Haushaltsführung gedulde er sich. 

Die Abgeordnete der Fraktion der FDP/DVP erklärt, dies sei bekannt. Bislang 
würden allerdings alle drei Fahrzeuge eingesetzt. Wenn das derzeit große Fahr-
zeug außer Dienst gestellt werde, ergebe sich eine Verschlechterung. Die zwei 
neu beschafften Fahrzeuge seien deutlich kleiner. Daher habe ihre Fraktion den 
Änderungsantrag 03/14 eingebracht. 

Dem Änderungsantrag 03/41 insgesamt wird einstimmig zuge-
stimmt. 

Der Änderungsantrag 03/14 wird mehrheitlich abgelehnt. 

Kapitel 0318 mit den beschlossenen Änderungen mehrheitlich ge-
nehmigt.

Kapitel 0319

Landesamt für Verfassungsschutz

Der Vorsitzende ruft die Änderungsanträge 03/43 und 03/42 mit zur Beratung auf. 

Ein Abgeordneter der Fraktion der SPD fragt, warum die Regierungsfraktionen 
im Änderungsantrag 03/42 beim mobilen Arbeiten nur die Führungsebene in den 
Blick nähmen. Ihn interessiere, in welchen weiteren Bereichen des Landesamts 
für Verfassungsschutz mobiles Arbeiten möglich sei und welche Kosten damit 
entstünden. 

Ein Abgeordneter der Fraktion der CDU erklärt, mit dem Thema „Mobiles Arbei-
ten“ werde in der Führungsebene eingestiegen; dies werde sukzessive weiterge-
führt. Nicht nur im Bereich des Innenministeriums, sondern auch in den Finanz-
ämtern werde Schritt für Schritt vorgegangen. 

Der Abgeordnete der Fraktion der SPD fragt nach, welche Positionen die Füh-
rungsebene umfasse. 

Der Minister des Inneren, für Digitalisierung und Kommunen äußert, nicht alle 
operativen Tätigkeiten ließen sich aus dem Homeoffice heraus erledigen. Auf der 
Führungsebene sei mobiles Arbeiten eher möglich. 

Eine Vertreterin des Ministeriums des Inneren, für Digitalisierung und Kommu-
nen ergänzt, mobiles Arbeiten sei bislang in bestimmten Bereichen möglich, für 
die das VS-Netz nicht benötigt werde. Der Änderungsantrag 03/42 beziehe sich 
auf den Zugriff auf das VS-Netz. Die Kosten, um dies im Homeoffice zugänglich 
zu machen, seien sehr hoch. Ein stufenweiser Einstieg werde getestet. Die Füh-
rungsebene umfasse die Präsidentin, die Abteilungsleitung, die stellvertretende 
Abteilungsleitung sowie vereinzelte Referatsleitungen, die zwingend auf diese be-
sonders abgeschotteten Netze zugreifen müssten. 

Den Änderungsanträgen 03/43 (insgesamt) und 03/42 wird jeweils 
mehrheitlich zugestimmt.

Kapitel 0319 mit den beschlossenen Änderungen mehrheitlich ge-
nehmigt.

Kapitel 0320 bis Kapitel 0348 in gemeinsamer Abstimmung ein-
stimmig genehmigt. 
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Der Vorsitzende stellt auf Nachfrage fest, es lägen keine Fragen zu den Projekten 
aus dem Bereich des Innenministeriums, die im Einzelplan 12 veranschlagt seien, 
vor.

29.11.2021

Tobias Wald (für den Bereich Inneres und Kommunen) 

Frank Bonath (für den Bereich Digitalisierung)
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